
Bei Übertragung bestimmter Aufgaben auf Schöffen 
oder andere gesellschaftliche Kräfte ist stärker darauf 
zu achten, daß sie über den Inhalt eingehend unter­
richtet sind und ihnen bei auftretenden Schwierigkei­
ten Hilfe gewährt wird.
Besonders geeignet sind solche Kräfte, die bereits vor 
Klageeinreichung oder während des Verfahrens mit der 
Sache vertraut gemacht wurden.

6.3. Zur Zusammenarbeit mit dem Referat Jugend­
hilfe

Besonders bei Ehen mit mehreren Kindern kommt auch 
einer zielstrebigen Zusammenarbeit mit dem Referat 
Jugendhilfe große Bedeutung zu. Das betrifft sowohl 
die Durchführung des Eheverfahrens selbst als auch die 
Durchsetzung gesellschaftswirksamer Maßnahmen. Hier­
bei sind die in Abschn. A I Ziff. 3 der Richtlinie Nr. 25 
des Plenums des Obersten Gerichts gegebenen Hinweise 
besser zu beachten. So wird nicht immer ausreichend 
geprüft, ob das Organ der Jugendhilfe bereits vor Ein­
leitung des Eheverfahrens Erziehungshilfe geleistet hat. 
Es hat sich in diesem Zusammenhang als zweckdienlich 
erwiesen, besonders bei Ehen mit drei und mehr Kin­
dern das Referat in jedem Falle von der Einleitung des 
Scheidungsverfahrens zu informieren. Wenn in solchen 
Verfahren das Referat Jugendhilfe das Gericht darüber 
unterrichtet, ob und — wenn ja — in welcher Weise bei 
aufgetretenen Erziehungsschwierigkeiten Hilfe gewährt 
wurde und welche Erfahrungen hierbei mit den Eltern 
gewonnen wurden, so ist dies für die Klärung des Sach­
verhalts sehr dienlich. Aber auch wenn die Betroffenen 
dem Referat noch nicht bekannt waren, sind, falls er­
forderlich, die Jugendhilfeorgane mit Erfolg bemüht 
gewesen, zur Erhaltung der Ehe und Wahrung der In­
teressen der Kinder beizutragen.
Falls sich das Referat in seiner Stellungnahme zur 
Übertragung des Erziehungsrechts auch zu den ehe­
lichen Beziehungen der Eltern äußert und Hinweise 
zur Behandlung und Entscheidung der Ehesache gibt, 
sind diese Darlegungen mit zum Gegenstand der münd­
lichen Verhandlung zu machen.

6.4. Zu Fragen der über das Einzelverfahren hin­
ausgehenden Zusammenarbeit

In der die Förderung und Entwicklung von Ehe und 
Familie erfassenden Zusammenarbeit der Gerichte mit 
den örtlichen Volksvertretungen und ihren Organen, ge­
sellschaftlichen Organisationen und Arbeitskollektiven 
gibt es besonders seit der 27. und der 30. Plenartagung

des Obersten Gerichts (NJ 1970 S. 445 ff. und NJ 1971 
S. 258 ff.) generelle Fortschritte. Dabei nutzen die Ge­
richte vor allem die sich aus den Eheverfahren mit 
Kindern ergebenden Feststellungen und Schlußfolge­
rungen für Leitungsinformationen und die Öffentlich­
keitsarbeit, die in zunehmendem Maße auf die jeweili­
gen Aufgaben der betreffenden Organe, Organisationen 
und Kollektive bzw. auf die Interessen der angespro­
chenen Bürger zugeschnitten sind. Die Bezirksgerichte 
haben sich in ihrer Leitungstätigkeit richtig auf die 
Entwicklung und Vertiefung der Erkenntnis der Direk­
toren und Richter konzentriert, daß es bei den aus die­
sen Verfahren zu ziehenden Schlußfolgerungen in be­
sonderem Maße um Probleme geht, die nur durch das 
koordinierte, gemeinsame Wirken aller staatlichen Or­
gane und vieler gesellschaftlicher Kräfte gelöst werden 
können.
Die Untersuchungen und Einschätzungen der Praxis, 
vor allem in den Kreisen mit einer gut entwickelten 
Zusammenarbeit (Zeitz, Berlin-Treptow u. a.), lassen 
besonders zwei Schwerpunkte erkennen, die unter dem 
Gesichtspunkt der Verallgemeinerung erhöhter lei­
tungsmäßiger Aufmerksamkeit der Bezirksgerichte und 
der Direktoren der Kreisgerichte bedürfen: Die weitere 
Vertiefung und systematische Gestaltung der Zusam­
menarbeit und der Öffentlichkeitsarbeit auf dem unter­
suchten Gebiet erfordern von den Gerichten vor allem,
— die Initiativen der Volksvertretungen und ihrer Or­

gane sowie der Betriebe zur Förderung besonders 
der Familien mit mehreren Kindern stärker und 
konkreter zu unterstützen, vor allem durch Erläute­
rung und Einflußnahme auf die Verwirklichung der 
festgelegten Maßnahmen sowohl im Verfahren als 
auch in der Öffentlichkeitsarbeit und durch Infor­
mationen über auftretende Probleme;

— die aus den Verfahren, der Rechtsauskunftstätigkeit 
und der sonstigen Arbeit gewonnenen Erkenntnisse 
für eine wirksamere Vorbereitung der jungen Men­
schen auf Ehe und Familie, vor allem vom Stand­
punkt ihrer Verantwortung füreinander und für die 
gemeinsamen Kinder, besser zu nutzen in der Zu­
sammenarbeit mit den staatlichen Organen, Schulen 
und Betrieben sowie in den verschiedenen Formen 
der Öffentlichkeitsarbeit (z. B. Publikationen in der 
Tagespresse und Betriebszeitungen, Vorträge und 
Diskussionen mit jungen Menschen, in Elternver­
sammlungen und Arbeitskollektiven in Zusammen­
arbeit mit der URANIA, der FDJ, dem DFD, den 
Jugendweiheausschüssen u. a.).

Oberrichter Dr. WERNER STRASBERG, Mitglied des Präsidiums des Obersten Gerichts 
und Vorsitzender des Kollegiums für Zwil-, Familien- und Arbeitsrechtssachen

Der Beitrag der Gerichte zur Entwicklung sozialistischer Familienbeziehungen
Im folgenden veröffentlichen wir die geringfügig 
überarbeitete Fassung des Referats, das Oberrichter 
Dr. Strasberg auf der 5. Plenartagung des Obersten 
Gerichts am 13. Dezember 1972 gehalten hat.

D. Red.

Die Aufgaben der Gerichte bei der Entwicklung sozia­
listischer Familienbeziehungen bilden einen Schwer­
punkt in der politischen Führungstätigkeit des Ober­
sten Gerichts. Mit der Beratung des Plenums über Pro­
bleme der Erhaltung von Ehen im Interesse minder­
jähriger Kinder erfassen wir einen weiteren wichtigen 
Teilbereich dieser langfristigen Aufgabenstellung, die 
sich in die umfangreichen Bemühungen von Partei- 
und Staatsführung zur Entwicklung und Förderung 
von Ehe und Familie einordnet.

Ausgangspunkt für die Lösung der damit zusammen­
hängenden Fragen ist die prinzipielle Bedeutung, die 
der VIII. Parteitag der SED Ehe und Familie in der 
entwickelten sozialistischen Gesellschaft beimißt, und 
die Forderung, unter Ausnutzung der Vorzüge des So­
zialismus verstärkt eine von der Regierung koordi­
nierte Arbeit auf diesem Gebiet zu leisten. Genosse 
Erich H o n e c k e r  wies darauf hin, daß sich auch 
künftig die neuen Charakterzüge im Widerstreit mit 
alten Gewohnheiten und Verhaltensweisen formen 
werden und daß das nicht nur die Herausbildung sol­
cher Züge im Arbeitsleben, sondern auch in der Fa­
milie betrifft. Er erklärte in diesem Zusammenhang, 
daß die Fürsorge des Zentralkomitees der Partei der 
Arbeiterklasse in verstärktem Maße den kinderreichen
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